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1. EU-rechtswidriges Urteil: Kein Billigkeitserlass 
 
Erstattet das Finanzamt eine Steuer, die auf einem zwar unionsrechtswidri-
gen, aber durch BFH-Urteil bestätigten Steuerbescheid beruht, nicht, ist 
dies weder ermessensfehlerhaft noch verstößt es gegen Unionsrecht. 
Hintergrund 
Der Sohn besuchte im Jahr 1992 eine Privatschule in Großbritannien. Die Eltern 
E machten die Schulgeldzahlungen als Sonderausgaben geltend. Das Finanz-
amt ließ die Aufwendungen nicht zum Abzug zu. Das Finanzgericht wies die 
Klage der E mit der Begründung ab, Schulgeldzahlungen an Schulen im Ausland 
seien nicht abziehbar. Der Bundesfinanzhof sah die gegen das finanzgerichtliche 
Urteil eingelegte Revision als unbegründet an, ohne die Streitsache dem EuGH 
vorzulegen. 
Im Jahr 2007 entschied der Europäische Gerichtshof, die nach europäischem 
Recht garantierte Dienstleistungsfreiheit werde verletzt, wenn der Sonderausga-
benabzug lediglich für Schulgeldzahlungen an inländische Privatschulen gewährt 
wird. Den daraufhin von E gestellten Antrag auf Änderung des Einkommensteu-
erbescheids 1992 lehnte das Finanzamt ab. Einspruch, Klage und Nichtzulas-
sungsbeschwerde vor dem Bundesfinanzhof blieben ohne Erfolg. 
Die E beantragten daraufhin den Erlass der Einkommensteuerbeträge, soweit 
diese wegen Nichtanerkennung der Schulgeldzahlungen als Sonderausgaben 
festgesetzt worden waren. Das Finanzamt lehnte auch diesen Antrag ab. Ein-
spruch und Klage blieben ebenfalls erfolglos. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof gab dem Finanzamt Recht und entschied, dass dieses den 
Erlassantrag der Eheleute E ermessensfehlerfrei abgelehnt habe. 
Bei der Prüfung der sachlichen Unbilligkeit im Rahmen eines Erlassverfahrens 
muss nach Auffassung des Bundesfinanzhofs berücksichtigt werden, welch 
hohen Stellenwert der Gesetzgeber der Rechtskraft eines Urteils beimisst. Eine 
Billigkeitsmaßnahme kann daher bei Vorliegen eines rechtskräftigen Urteils 
allenfalls dann in Betracht kommen, wenn das Urteil so offenbar unrichtig war, 
dass dessen Fehlerhaftigkeit ohne Weiteres erkannt werden musste. 
Das war hier nicht der Fall. Denn bis zur Einleitung eines Vertragsverletzungs-
verfahrens durch die Europäische Union haben mehrere deutsche Finanzgerich-
te die Begrenzung der Abziehbarkeit von Schulgeldzahlungen auf inländische 
Privatschulen im Gesetz als mit dem Unionsrecht vereinbar angesehen. 
Auch nach der Auffassung des Europäischen Gerichtshofs sind die Mitgliedstaa-
ten grundsätzlich nicht verpflichtet, eine unionsrechtswidrige, aber rechtskräftige 
Entscheidung eines nationalen Gerichts aufzuheben. Das gilt selbst dann, wenn 
die Vorlagepflicht verletzt worden ist. Die Mitgliedstaaten müssen allerdings das 
Äquivalenzprinzip sowie den Effektivitätsgrundsatz beachten. Das bedeutet, 
dass sie bei Verletzungen des Unionsrechts haften und solche Verletzungen wie 
Verstöße gegen nationales Recht behandeln müssen. Bei unionsrechtswidrigen 
Urteilen kommt eine Haftung jedoch nur bei einer offenkundigen Verletzung des 

Unionsrechts in Betracht. An einer solchen offenkundigen Verletzung fehlt es 
aber, wenn – wie hier – die sachliche Rechtslage nicht eindeutig war. 
 
 
2. Ehegatten-Darlehen: Vorsicht bei finanzieller Abhän-

gigkeit 
 
Bei Darlehen unter Ehegatten kann die Anwendung des 
Abgeltungsteuersatzes ausgeschlossen sein. Das gilt z. B. dann, wenn der 
Darlehensgeber auf seinen von ihm finanziell abhängigen Ehegatten einen 
beherrschenden Einfluss ausüben kann. 
Hintergrund 
Der Ehemann M gewährte seiner Ehefrau F für die Anschaffung und Renovie-
rung eines Mietshauses teilweise besicherte Darlehen. F war mangels eigener 
Mittel und Kreditwürdigkeit auf die Darlehensgewährung durch M anwiesen. Der 
Zinssatz betrug 4 % bis 5,35 %. Die in den Jahren 2007 und 2008 fälligen Zinsen 
waren bis 2009 gestundet und wurden von F in 2009 an M gezahlt. 
Für 2009 erklärte M Zinserträge von rund 27.000 EUR, für die er die Anwendung 
des Abgeltungsteuersatzes beantragte. F machte einen entsprechenden Wer-
bungskostenüberschuss bei ihren Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
geltend. 
Das Finanzamt unterwarf die Zinserträge jedoch der tariflichen Steuer. Die 
Begründung: Nach der gesetzlichen Regelung ist der Abgeltungsteuersatz 
ausgeschlossen, wenn Gläubiger und Schuldner einander nahestehende Perso-
nen sind. Ebenso entschied das Finanzgericht. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof schloss sich der Meinung von Finanzamt und Finanzgericht 
an und wies die Revision der Eheleute zurück. Eheleute fallen zwar unter den 
Begriff der "nahestehenden Person". Denn das sind alle natürlichen Personen, 
die zueinander in enger Beziehung stehen. Ein allein aus der Eheschließung 
abgeleitetes persönliches Interesse reicht jedoch nicht aus, um ein 
Näheverhältnis zu begründen. Ein solches Näheverhältnis liegt vielmehr nur 
dann vor, wenn der Darlehensgeber auf den Darlehensnehmer einen beherr-
schenden Einfluss ausüben kann. Das ist im Streitfall zu bejahen. Denn F ver-
blieb hinsichtlich der Finanzierung kein Entscheidungsspielraum, da ein fremder 
Dritter das Objekt nicht zu 100 % finanziert hätte. F war bei der Darlehensauf-
nahme von M als Darlehensgeber absolut finanziell abhängig. 
In dieser Auslegung ist die Versagung des Abgeltungsteuersatzes nicht verfas-
sungswidrig. Das Grundgesetz verbietet es, Ehegatten im Vergleich zu Ledigen 
allein deshalb steuerlich schlechter zu stellen, weil sie verheiratet sind. Liegen 
jedoch Beweisanzeichen für die Annahme gleichgerichteter Interessen vor, ist 
der Einwand, Verheiratete seien schlechter gestellt, unbegründet. Denn die 
Benachteiligung der Verheirateten ergibt sich dann aus konkreten Anhaltspunk-
ten, die für eine enge Wirtschaftsgemeinschaft der Ehegatten im Einzelfall 
sprechen. Der Ausschluss des Abgeltungsteuersatzes beruht im Streitfall somit 
nicht auf dem aufgrund der Eheschließung vermuteten persönlichen 
Näheverhältnis der Eheleute, sondern auf dem wirtschaftlichen Abhängigkeits-
verhältnis der F von M, da kein fremder Dritter die Gesamtfinanzierung des 
Objekts übernommen hätte. 
 
 

3. Wie werden Fahrten zu dem einzigen Auftraggeber 
abgerechnet? 

 
Mit dieser Frage hat sich der Bundesfinanzhof beschäftigt und entschie-
den: Für regelmäßige Fahrten eines Betriebsinhabers zwischen seinem 
häuslichen Büro und dem Sitz seines einzigen Auftraggebers wird die 
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Entfernungspauschale angesetzt. Auf die Höhe der tatsächlichen Fahrtkos-
ten kommt es nicht an. 
Der Bundesfinanzhof hat damit an der bisherigen Rechtsprechung festgehalten. 
Für Betriebsinhaber, die nur einen Auftraggeber haben und für ihre regelmäßi-
gen Fahrten einen Pkw nutzen, bedeutet die Entscheidung für die Zeit bis ein-
schließlich 2013 eine Einschränkung der Abzugsmöglichkeiten im Vergleich zu 
Arbeitnehmern, weil die tatsächlichen Pkw-Kosten die Entfernungspauschale 
übersteigen. Für Nutzer öffentlicher Verkehrsmittel ergibt sich hingegen zumeist 
eine Verbesserung, da hier die Entfernungspauschale in der Regel über den 
tatsächlichen Kosten liegt. 
Mit Wirkung ab dem 1.1.2014 hat der Gesetzgeber eine Definition des Begriffs 
der "ersten Tätigkeitsstätte" festgeschrieben. Für Betriebsinhaber hat die vorlie-
gende Entscheidung aber klargestellt, dass keine Änderung der Rechtslage 
eingetreten ist. 
 
 

4. Investitionsabzugsbetrag: Aufstockung ist möglich 
 
Ein Investitionsabzugsbetrag kann innerhalb des Investitionszeitraums 
aufgestockt werden. 
A ließ in 2010 eine Photovoltaik-Anlage errichten, aus der er Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb erzielt. Die verbindliche Bestellung tätigte er im Dezember 2008. 
Die Herstellungskosten betrugen rund 650.000 EUR. 
Für 2008 hatte er für die beabsichtigte Herstellung einen Investitionsabzugsbe-
trag von 110.000 EUR beantragt, den das Finanzamt gewährte. Für das 2009 
beantragte er eine Aufstockung des Betrags um 90.000 EUR. Dies lehnte das 
Finanzamt mit der Begründung ab, bei einer Aufstockung würden Überprüfung 
und Überwachung der Abzugsbeträge erschwert. 
Das Finanzgericht gab der Klage statt. Systematik, Zweck und historische Ent-
wicklung sprächen für die Zulässigkeit einer späteren Aufstockung. 
Entscheidung 
Auch der Bundesfinanzhof lässt die Aufstockung eines bereits gebildeten Investi-
tionsabzugsbetrags zu. Die Aufstockung mindert daher die Einkünfte des A für 
2009 um 90.000 EUR. 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung kann der Investitionsabzugsbetrag bis zur 
absoluten Höchstgrenze von 200.000 EUR bzw. bis zur relativen Grenze von 40 
% der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten je Betrieb in 
Anspruch genommen werden. Erhöhen sich die prognostizierten Kosten, können 
die zusätzlichen Aufwendungen den ursprünglichen Abzugsbetrag erhöhen, 
soweit dadurch der für das Abzugsjahr geltende Höchstbetrag nicht überschritten 
wird und die Steuerfestsetzung für das Abzugsjahr verfahrensrechtlich noch 
änderbar ist. Dagegen können Beträge, die wegen des Höchstbetrags im Ab-
zugsjahr nicht abgezogen werden konnten, nicht in einem Folgejahr geltend 
gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn im Abzugsjahr nicht der höchstmög-
liche Abzugsbetrag in Anspruch genommen wurde. 
Dieser Auffassung steht der Bundesfinanzhof entgegen. Dem Gesetzeswortlaut 
lässt sich weder eine Aussage zur Zulässigkeit noch zum Ausschluss einer 
nachträglichen Aufstockung des Abzugsbetrags entnehmen. Für die Anerken-
nung spricht jedoch entscheidend die historische Entwicklung. Denn bereits nach 
der früheren Regelung zur Ansparabschreibung entsprach es allgemeiner Auf-
fassung, dass die Höhe der Rücklage in einem Folgejahr geändert werden 
konnte. Auch der Gesetzeszweck spricht dafür. Der Zweck der Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit wird durch die Zulässigkeit späterer Aufstockungen nicht 
unterlaufen, sondern im Gegenteil verwirklicht. 
 
 

5. Verzicht auf Erstattung von Krankheitskosten: Kein 
steuerlicher Abzug 

 
Krankheitskosten, die der Versicherte selbst trägt, um von einer Beitrags-
rückerstattung seiner Krankenversicherung zu profitieren, sind nicht als 
Sonderausgaben abzugsfähig. Auch ein Abzug als außergewöhnliche 
Belastungen ist nicht möglich. 
Der Kläger und seine Ehefrau machten Beiträge zur privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung als Sonderausgaben geltend. Dabei bezogen sie auch 
Krankheitskosten ein, die sie nicht mit der Versicherung abgerechnet hatten, um 
den Anspruch auf Beitragsrückerstattung zu behalten. Das Finanzamt versagte 
insoweit den Sonderausgabenabzug, da es sich schon begrifflich nicht um 
Beiträge handele. Auch ein Abzug als außergewöhnliche Belastungen komme 
nicht in Betracht. Da die Kläger freiwillig auf die Geltendmachung der Erstattung 
verzichtet hätten, seien die Aufwendungen nicht zwangsläufig entstanden. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster schloss sich der Auffassung des Finanzamts an. Ein 
Sonderausgabenabzug komme im Hinblick auf die selbst getragenen Krank-
heitskosten nicht in Betracht, weil es sich dabei nicht um "Beiträge" handele. 
Hierunter fielen nur Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Erlangung 
von Versicherungsschutz stehen, was bei Zahlungen für Heilbehandlungen an 
Ärzte nicht der Fall sei. 
Ein Abzug der Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastung scheitere 
daran, dass die zumutbare Belastung nicht überschritten werde. Gegen die 
zumutbare Belastung bestünden wegen des dem Gesetzgeber eingeräumten 
Bewertungsspielraums keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 
 

 
6. Betriebsstätte im eigenen Wohnhaus: Wann liegt ein 

Arbeitsunfall vor? 

 
Die meisten Unfälle passieren in den eigenen 4 Wänden. Das ist normaler-
weise Privatsache. Wer sich allerdings zu Hause eine Betriebsstätte einge-
richtet hat, könnte einen Arbeitsunfall geltend machen. Ob tatsächliche die 
gesetzliche Unfallversicherung zahlen muss, hängt wie immer vom Einzel-
fall ab. 
Eine freiwillig gesetzlich versicherte, selbstständige Werbetexterin und Journalis-
tin hielt sich in ihrem häuslichen Arbeitszimmer auf und war ihrer beruflichen 
Tätigkeit nachgegangen. Als der Postbote klingelte, begab sie sich vom ersten 
Stock ins Erdgeschoss. Auf der Treppe kam sie ins Straucheln und stürzte. Sie 
erlitt Prellungen von Handgelenk und Lendenwirbelsäule sowie einen Bruch 
eines Mittelfußknochens. Diese Verletzungen führten zu einer Arbeitsunfähigkeit 
von rund 6 Wochen. In dem Paket befand sich nicht das von der Klägerin erwar-
tete Büromaterial, sondern Kaffee-Kapseln für eine überwiegend privat genutzte 
Kaffeemaschine. 
Die gesetzliche Unfallversicherung weigerte sich, den Unfall als Arbeitsunfall 
anzuerkennen. 
Entscheidung 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg sah in dem Sturz ebenfalls keinen 
Arbeitsunfall. 
Unstreitig ist zwar, dass, wenn sich die Wohnung des Versicherten und die 
Arbeitsstätte in einem Haus befinden, Unfälle auf Wegen in den zur Arbeitsstätte 
gehörenden Betriebsräumen grundsätzlich unter Versicherungsschutz stehen. 
Schwierig ist aber die Zuordnung einer Tätigkeit zum privaten oder betrieblichen 
Bereich. Nach ständiger Rechtsprechung ist die Handlungstendenz des Versi-
cherten zum Zeitpunkt des Unfalls entscheidend. 
Zur Feststellung der objektiven Handlungstendenz kommt es gerade nicht auf 
die subjektive Vorstellung des Versicherten an, sondern auf die objektiven 
Umstände des Einzelfalls. 
Die Klägerin konnte nach Einschätzung des Gerichts nicht wissen, ob der Post-
dienst das bestellte Büromaterial, die Kaffeekapseln oder vielleicht auch nur ein 
für den Nachbarn bestimmtes Paket abgeben wollte. Der Weg zur Haustür ist 
deshalb von der Klägerin nicht mit wesentlich betrieblicher Handlungstendenz 
zurückgelegt worden. Vielmehr habe die private Handlungstendenz klar überwo-
gen. 
Dazu kommt, dass die Treppe nicht wesentlich den Zwecken des Unternehmens 
der Klägerin dient. Schließlich habe diese die Treppe mehrmals täglich benutzt, 
um im privat genutzten Bereich des Erdgeschosses privaten Dingen nachzuge-
hen. 
Eine ständige, nicht nur gelegentliche betriebliche Nutzung der Treppe sah das 
Gericht deshalb nicht. Deshalb handelt es sich bei dem Unfall auch nicht um 
einen Arbeitsunfall und die gesetzliche Unfallversicherung muss nicht zahlen. 
 
 

7. Auslandsreisen: Für viele Länder gibt es neue Pau-
schalen 

 
Das Bundesfinanzministerium hat die Übernachtungs- und Verpflegungs-
pauschalen veröffentlicht, die für Auslandsreisen ab 2015 gelten. Die 
Übernachtungskosten und Verpflegungsmehraufwendungen können vom 
Arbeitgeber in Höhe der jeweiligen Pauschbeträge steuerfrei erstattet 
werden. 
Änderungen ergeben sich bei den Spesensätzen gegenüber 2014 u. a. für 
folgende Staaten bzw. Orte: 

o Österreich und Niederlande, 
o Argentinien und Mexiko, 
o Kroatien und Portugal sowie für 
o Russland (mit höheren Pauschalen für Moskau und St. Petersburg). 

 
Eintägige Reisen und Kurztrips 
Bei eintägigen Reisen in das Ausland ist der Pauschbetrag des letzten Tätig-
keitsortes im Ausland maßgebend. 
Der ausländische Spesensatz gilt auch dann, wenn eine Auswärtstätigkeit an 
einem Tag nur stundenweise ins Ausland geführt hat. 
Mehrtägige Reisen 
Bei mehrtägigen Reisen in verschiedenen Staaten gilt für die Ermittlung der 
Verpflegungspauschalen am An- und Abreisetag sowie an den Zwischentagen 
Folgendes: 

o Bei einer Anreise vom Inland ins Ausland ist die Verpflegungspauschale 
des Ortes maßgebend, der vor 24 Uhr erreicht wird. 

o Bei einer Abreise vom Ausland ins Inland ist die Verpflegungspauschale 
des letzten Tätigkeitsorts im Ausland maßgebend. 

o Für die Zwischentage ist in der Regel der Pauschbetrag des Ortes maß-
gebend, den der Mitarbeiter vor 24 Uhr Ortszeit erreicht. 

 
Flugreisen und Schiffreisen 
Bei Schiffreisen ist das für Luxemburg geltende Tagegeld und für die Tage der 
Einschiffung und Ausschiffung das für den Hafenort geltende Tagegeld maßge-
bend. 
Bei Flugreisen ist die Landung entscheidend. Erstreckt sich eine Flugreise über 
mehr als 2 Kalendertage, so ist für die Tage, die zwischen dem Tag des Abflugs 
und dem Tag der Landung liegen, das für Österreich geltende Tagegeld maßge-
bend. 
Übernachtungspauschale oder tatsächliche Kosten 
Die Pauschbeträge für Übernachtungskosten sind ausschließlich in den Fällen 
der Arbeitgebererstattung anwendbar. Der Werbungskostenabzug beim Arbeit-



 
 
nehmer ist dagegen nur in Höhe der tatsächlich entstandenen und durch Rech-
nungsbelege nachgewiesenen Übernachtungskosten zulässig. 
Praxisbeispiel 
Arbeitnehmer A reist am Montag um 20 Uhr zu einer beruflichen Auswärtstätig-
keit von seiner Wohnung in Berlin nach Brüssel. Er erreicht Belgien morgens um 
2 Uhr. Dienstag ist er den ganzen Tag in Brüssel tätig. Am Mittwoch reist er zu 
einem weiteren Geschäftstermin um 8 Uhr nach Amsterdam, das er um 14 Uhr 
erreicht. Dort ist er bis Donnerstag um 13 Uhr tätig und reist anschließend zurück 
nach Berlin. In seiner Wohnung in Berlin kommt er am Donnerstag um 22:30 Uhr 
an. 
Für den Anreisetag Montag ist die inländische Verpflegungspauschale von 12 
EUR maßgebend, da A sich um 24 Uhr noch im Inland befindet. Für Dienstag ist 
die Verpflegungspauschale für Belgien in Höhe von 41 EUR anzuwenden. Für 
Mittwoch ist die Verpflegungspauschale für die Niederlande zugrunde zu legen – 
2015 nur noch 46 EUR statt bisher 60 EUR. Für Donnerstag ist die Verpfle-
gungspauschale der Niederlande für den Abreisetag maßgeblich – auch hier nur 
noch 31 EUR statt bisher 40 EUR –, da A noch bis 13 Uhr in Amsterdam beruf-
lich tätig war. 
 
 

8. Rechnungsberichtigungen: Rückwirkung ja oder 
nein? 

 
Liegt keine ordnungsgemäße Rechnung vor, kann der Vorsteuerabzug 
versagt werden. Wird eine Rechnung berichtigt, stellt sich die Frage, ob 
diese Korrektur Rückwirkung entfaltet oder nicht. 
Das Finanzamt versagte den von der Antragstellerin geltend gemachten Vor-
steuerabzug aus dem tatsächlich erfolgten Bau einer Produktionshalle. Die 
Begründung: In den Baurechnungen der Firmen A und C fehle der Leistungszeit-
raum, auch sei die Leistungsbeschreibung unzulänglich. 
Gegen die geänderten Bescheide legte die Antragstellerin Einspruch ein. Darü-
ber hinaus beantragte sie nach Ablehnung durch das Finanzamt die Aussetzung 
der Vollziehung bei Gericht und reichte dort auch Unterlagen zur Rechnungsbe-
richtigung der Rechnungen der C ein. 
Entscheidung 
Der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung hinsichtlich des Vorsteuerabzugs 
aus den Rechnungen der C ist nach Auffassung des Finanzgerichts begründet; 
hinsichtlich des Vorsteuerabzugs aus den Rechnungen der A ist er unbegründet. 
Für Leistungen der A liegt lediglich ein mit "Kostenaufstellung und Terminplan" 
überschriebenes, undatiertes Dokument vor. Terminpläne über geplante "Soll"-
Leistungszeitpunkte weichen jedoch erfahrungsgemäß gerade in der Baubran-
che erheblich vom tatsächlichen Baufortschritt ab, sodass aus ihnen nicht mit 
hinreichender Gewissheit der tatsächliche Leistungszeitpunkt einzelner Bauleis-
tungen zu entnehmen ist. Die Rechnungen der A enthalten zudem keine leicht 
nachprüfbaren Leistungsbeschreibungen, die eine leichte und eindeutige Kon-
trolle der abgerechneten Leistung durch den Antragsgegner zur Vermeidung 
einer mehrfachen Abrechnung derselben Leistung ermöglichen. 
Zwar weisen die ursprünglichen Rechnungen der C die gleichen Mängel auf. 
Jedoch wurde darin der Leistungsgegenstand wenigstens rudimentär umrissen. 
Deshalb wirkt die mit der Rechnungsberichtigung der C lediglich nachgeholte 
Nennung von Bezugsdokumenten zur Präzisierung (Bauvertrag, Angebot, 
Leistungsbeschreibung des Architekten) auf den Zeitpunkt der ursprünglichen 
Rechnungserstellung zurück. Darüber hinaus erfolgte die Rechnungsberichti-
gung "vor Erlass" der Behördenentscheidung, da das Einspruchsverfahren beim 
Antragsgegner noch nicht abgeschlossen ist. 
 
 

9. Reisekosten: Für Unternehmer gelten fast die gleichen 
Regeln wie für Arbeitnehmer 

 
Wie rechnen Gewinnermittler ihre Reisekosten und ihre Fahrten zwischen 
Wohnung und Betriebsstätte ab? Damit beschäftigt sich ein neues Schrei-
ben des Bundesfinanzministeriums. Der Schwerpunkt liegt auf dem Begriff 
der Betriebsstätte und der Abrechnung von Verpflegungsmehraufwendun-
gen. 
Definitionen von erster Betriebsstätte und Dauerhaftigkeit 
Die Definition der Betriebsstätte ist auch bei Unternehmern wichtig für die Ab-
grenzung der Fahrten zwischen Wohnung und erster Betriebsstätte (abzurech-
nen mit der Entfernungspauschale) und Reisekosten. 
Betriebsstätte ist bei den Gewinneinkünften die von der Wohnung getrennte 
dauerhafte Tätigkeitsstätte des Steuerpflichtigen. Diesen Begriff erläutert das 
Bundesfinanzministerium anhand von zahlreichen Beispielen. Diese sind im 
Vergleich zum Entwurfsschreiben nahezu unverändert und lediglich um Klarstel-
lungen ergänzt worden (z. B. dass es sich in den beschriebenen Fällen um 
unbefristete Auftragsverhältnisse handelt). 
Anhand der Beispiele sollen Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften nachvollzie-
hen können, in welchen Fällen eine Betriebsstätte vorliegt – und wann der 
Unternehmer keine Betriebsstätte hat, z. B. bei ständig wechselnden Tätigkeits-
stätten, die keine Betriebsstätten sind, bei nicht ortsfesten betrieblichen Einrich-
tungen (z. B. Flugzeug, Fahrzeug, Schiff) oder bei einem weiträumigen Tätig-
keitsgebiet. 
Das Bundesfinanzministerium betont darüber hinaus, dass eine Bildungseinrich-
tung, die vom Steuerpflichtigen aus betrieblichem Anlass zum Zweck eines 
Vollzeitstudiums oder einer vollzeitlichen Bildungsmaßnahme aufgesucht wird, 
als Betriebsstätte gilt. Ein häusliches Arbeitszimmer ist dagegen keine Betriebs-
stätte. 

Neu ist in dem endgültigen Schreiben die Definition der Dauerhaftigkeit. Diese 
liegt vor, wenn die steuerlich erhebliche Tätigkeit an einer Tätigkeitsstätte unbe-
fristet, für eine Dauer von voraussichtlich mehr als 48 Monaten oder für die 
gesamte Dauer der betrieblichen Tätigkeit ausgeübt werden soll. Diese Definition 
und die Regelung hinsichtlich der Prognose-Betrachtung, der Verlängerung von 
Auftragsverhältnissen und dem vorzeitigen und ungeplanten Ende des Auftrags-
verhältnisses entsprechen den Grundsätzen, die bei Arbeitnehmern gelten. 
Verpflegungsmehraufwendungen 
Bei der Gewinnermittlung sind die lohnsteuerlichen Regelungen zu den Reise-
kosten entsprechend anzuwenden. 
Wie den Arbeitnehmern stehen auch den Gewinnermittlern nur die Verpfle-
gungspauschalen zu, ein Abzug der tatsächlichen Verpflegungskosten als 
Betriebsausgaben ist nicht zulässig. 
Wird auf der Rechnung nur ein Gesamtpreis für Unterkunft und Verpflegung 
ausgewiesen, wird dieser gekürzt (bei Frühstück um 20 %, bei Mittag- und 
Abendessen um 40 % der maßgebenden Verpflegungspauschale, die bei Abwe-
senheit von 24 Stunden am Unterkunftsort gilt). Das gilt auch, wenn auf der 
Rechnung neben der Unterkunft ein Sammelposten für Nebenleistungen ein-
schließlich Verpflegung ausgewiesen wird (dieser Punkt ist im Vergleich zum 
Entwurf ergänzt worden). 
Anders als bei Arbeitnehmern wird jedoch die Verpflegungspauschale nicht 
gekürzt, wenn von dritter Seite Mahlzeiten unentgeltlich oder verbilligt zur Verfü-
gung gestellt werden oder wenn der Steuerpflichtige anlässlich einer betrieblich 
veranlassten Reise Bewirtungsaufwendungen trägt. Das macht Sinn, denn der 
Unternehmer trägt die Kosten der Reise, selbst wenn er dabei Mahlzeiten ge-
stellt bekommen, ist er finanziell belastet. 
Doppelte Haushaltsführung 
Die für den Werbungskostenabzug bei Arbeitnehmern geltenden Regelungen zu 
den Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsführung sind dem Grunde und 
der Höhe nach entsprechend anzuwenden. 
 
 

10. Kann die Steuererklärung wirksam per Fax übermittelt 
werden? 

 
Wer seine Einkommensteuererklärung eigenhändig unterschreibt und dann 
per Fax an das Finanzamt schickt, hat sie wirksam abgegeben. Die Voraus-
setzung einer eigenhändigen Unterzeichnung der Erklärung ist damit 
erfüllt. 
A erzielte im Streitjahr 2007 ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit. Ihre Steuerberaterin S erstellte für sie am 28.12.2011 die komprimierte 
Einkommensteuererklärung und warf sie in den Briefkasten der urlaubsbedingt 
abwesenden A ein, wo sie von deren Tochter T aufgefunden wurde. T faxte die 
erste Seite (Deckblatt) der Erklärung an den Urlaubsort der A. Auf diesem Blatt 
leistete sie ihre Unterschrift und faxte es zurück an T. Diese reichte am 
30.12.2011 das Deckblatt zusammen mit der von S erstellten komprimierten 
Erklärung beim Finanzamt ein. Außerdem übermittelte S die Erklärung über das 
ELSTER-Portal ohne Zertifizierung an das Finanzamt. Am 24.1.2012 unter-
schrieb A erneut ein Erklärungs-Deckblatt beim Finanzamt. 
Dem Finanzamt genügte die gefaxte Unterschrift jedoch nicht und es lehnte den 
Antrag der A auf Veranlagung ab, da die Festsetzungsfrist seiner Ansicht nach 
abgelaufen war. Das Finanzgericht gab dagegen der Klage statt. 
Entscheidung 
Auch der Bundesfinanzhof entschied zugunsten der Klägerin und sieht das 
Formerfordernis der eigenhändigen Unterschrift als erfüllt an. Denn es liegt eine 
Unterschrift "von der Hand" der A vor. Dass das unterschriebene Deckblatt beim 
Finanzamt als Faxkopie eingereicht wurde, steht dem nicht entgegen. Denn 
sowohl die Steuererklärung als auch die Unterschrift des Steuerpflichtigen 
können per Fax an das Finanzamt übermittelt oder in Faxkopie beim Finanzamt 
vorgelegt werden. 
Das Schriftlichkeitserfordernis soll gewährleisten, dass der Inhalt der Erklärung 
und die erklärende Person zuverlässig festgestellt werden können. Darüber 
hinaus soll dadurch sichergestellt werden, dass das Schriftstück mit Wissen und 
Wollen des Erklärenden an das Gericht gesandt wurde. Außerdem soll gewähr-
leistet werden, dass der Steuerpflichtige die Verantwortung für die Angaben in 
der Steuererklärung übernimmt. Diese Zwecke werden auch erfüllt, wenn der 
Steuerpflichtige die Einkommensteuererklärung unterschreibt und sie per Telefax 
an das Finanzamt schickt. 

 
 
11. Einkommensteuer 2014: Veranlagung startet ab Mitte 

März 
 
Die Finanzämter können erst ab Mitte März beginnen, die Einkommensteu-
ererklärungen 2014 zu bearbeiten. Denn Arbeitgeber, Versicherungen und 
andere Institutionen haben bis Anfang März Zeit, die für die Steuerberech-
nung benötigten Daten elektronisch an die Finanzverwaltung zu übermit-
teln. 
Dabei handelt es sich z. B. um Lohnsteuerbescheinigungen, Rentenbezugsmit-
teilungen oder die Beitragsdaten zur Altersvorsorge und zur Kranken- und 
Pflegeversicherung. Diese Daten werden aufbereitet und an die jeweiligen 
Finanzämter weitergeleitet. Dies dauert einige Tage, sodass die Finanzämter in 
der Regel Mitte März mit der Bearbeitung der Einkommensteuererklärungen für 
das Vorjahr beginnen können. Vorher sind auch keine Einkommensteuerbe-
scheide zu erwarten. 


